
All  we  want  for  Christmas  is
Communism!
Von Leonie Schmidt, Dezember 2023

Weihnachten soll ja die Zeit sein, in der wir mal allen Zwist hinter uns lassen
und einfach eine schöne Zeit miteinander haben. Es ist auch für die größten
Revolutionär:innen wichtig und richtig, wenigstens einige Stunden lang dem
Abfuck der Welt zu entfliehen, und wir wünschen euch alle, dass euch das die
Tage vergönnt  ist.  Aber  wäre  es  nicht  schön,  wenn man gar  nicht  erst
entfliehen  müsste?  Denn  eigentlich  ist  allen  klar,  dass  die  wenigsten
Menschen auf dieser Welt die nächsten Tage in irgendeiner Art und Weise
besinnlich oder gar friedlich begehen können werden. In Gaza und in der
Ukraine toben Kriege, und die Menschen werden nicht nur von Waffengewalt
bedroht, sondern leiden auch unter der Kriegszerstörung in den Gebieten.
Insbesondere  in  Gaza  sind  die  Lebensmittel  extrem  knapp:  das  UN-
Welternährungsprogramm geht davon aus, dass hier über 500.000 Menschen
zu verhungern drohen und so gut wie jeder gerade unter akutem Hunger
leidet.  Aktuell  gibt  es  weltweit  42  Kriege.  Aufgrund  dessen  (und  auch
aufgrund von Armut und Umweltkatastrophen) befinden sich auf der Welt
gerade  über  110  Millionen  Menschen  auf  der  Flucht.  Die  größten
Flüchtlingsbewegungen finden im Moment aus Syrien und aus Venezuela
statt.  Und auch  die  Spannungen zwischen  den  imperialistischen  Staaten
spitzen sich immer weiter zu, wie wir es unter anderem in der Ukraine sehen
konnten: die Neuaufteilung der Welt, also der Kampf um die Einflussgebiete
in der halbkolonialen Welt durch die Imperialist:innen, ist im vollen Gange.

Aber  die  Vielfachkrisen  machen  nicht  einmal  vor  den  Toren  der
kernimperialistischen Zentren halt. Wenn wir vor unsere Haustür schauen,
sehen  wir  ebenso:  Arbeitslosigkeit,  Armut,  Ausbeutung,  Obdachlosigkeit,
Inflation und der damit einhergehende massive Reallohnverlust, Kürzungen
von Sozialleistungen und von Investition in Bildung und Gesundheit, Gewalt
gegen Unterdrückte und einen fortwährenden Rechtsruck. Und das während
die Kapitalist:innen ihre Profite an die Investor:innen verteilen und in ihre
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Privatjets steigen, um das Weihnachtsfest wahlweise in St. Moritz oder Aspen
zu verbringen. Selbst die bürgerlichen Ökonom:innen weisen darauf hin, dass
wir  uns  aktuell  in  einer  äußerst  krisenhaften  Situation  befinden.  Der
internationale  Währungsfonds  sagt  für  das  Jahr  2024 weiterhin  ein  sehr
geringes Wachstum voraus, das niedrigste seit Jahrzehnten.

Die  weltweite  Lage ist  also  denkbar  schlecht  und daran sollten wir  uns
erinnern, wenn die Songs im Radio von weihnachtlicher Liebe und Frieden in
der Welt spielen. Wie können wir also dafür sorgen, dass es nicht bloß ein
Schein, sondern echte Einigkeit und Solidarität entsteht?

Das größte Geschenk an die Menschheit: ein
revolutionärer Systemwechsel
Die  Krisen  des  Kapitalismus,  die  all  das  Leid  und  die  Ausbeutung
verschärfen, passieren nicht zufällig, sondern sind in seinen systemischen
Gesetzmäßigkeiten verankert. Einen Kapitalismus ohne Krisen kann es also
gar nicht geben, denn das Kapital hat keine inneren Grenzen und strebt nach
immer  größerem Wachstum,  was  automatisch  zu  Währungsabwertungen,
Börsencrashs, Insolvenzen und Schulden führen muss. Besonders relevant ist
hier der tendenzielle Fall der Profitrate, welcher laut Marx zu den periodisch-
wiederkehrenden Krisen führt und den inneren Widersprüchen des Kapitals
entspringt.

Die Ungerechtigkeiten, die in Kapitalismus letztendlich dadurch entstehen,
dass  nicht  die  Arbeiter:innen  selber  die  Produktionsmittel  besitzen  und
verwalten, sondern die Kaptialist:innen, sollten uns nicht als naturgegeben
vorkommen, denn über die Geschichte der Menschheit hinweg gab es sehr
viele verschiedene Formen, wie Menschen zusammen gewirtschaftet haben
und  das  ging  auch  ohne  Ausbeutung.  Immer  wenn  eine  neue
Gesellschaftsform  auftritt,  müssen  sich  die  inneren  Widersprüche  des
vorherigen Systems sich so sehr zugespitzt haben, dass es Zeit für eine neue
Produktionsweise wird. Und hinsichtlich des Kapitalismus ist die Zeit schon
lange  reif.  Mit  einer  gerechten  Gesellschaft  können  wir  die  Ideale  des
Weihnachtsfests, die im Kapitalismus nur Floskeln sind, wahr werden lassen:



Nächstenliebe, Selbstlosigkeit, Einigkeit, Freude und Frieden für die ganze
Welt.

Wir wollen in einem System leben, wo die Produktion und alle Regeln des
Zusammenlebens  demokratisch  durch  die  Arbeiter:innenklasse  nach  den
Bedürfnissen der Bevölkerung geplant wird: dem Sozialismus. Natürlich ist
der Sozialismus noch eine Gesellschaftsform, indem das Bewusstsein der
Klassengesellschaften, mitsamt des reaktionären Gedankengut,  noch nicht
vollständig überwunden ist. Es stellt aber zumindest einen Schritt dar, um
durch Enteignung der Betriebe und Zerschlagung des Staatsapparats, einen
Grundstein in Richtung befreite klassenlose Gesellschaft (aka Kommunismus)
zu  legen.  Bekanntermaßen  gab  es  schon  diverse  Versuche,  den
Kommunismus zu erreichen, die jedoch gescheitert sind. Grund dafür war,
dass die Revolutionen auf halbem Wege stecken geblieben sind, sodass es
eben keine  echte  Arbeiter:innenkontrolle  gab,  sondern dass  die  Betriebe
zwar  enteignet  waren,  jedoch  die  Planung  klassenfernen  Bürokrat:innen
überlassen wurde, die lieber ihre Stellung mitsamt ihrer Privilegien sichern
wollten. Wenn wir uns wirklich für die Befreiung aller Menschen einsetzen
wollen,  dann dürfen wir es nicht fürchten,  einen revolutionären Umsturz
anzustreben. Denn wir sollten uns keine Illusionen machen: über Reformen
und  Wahlen  werden  wir  nichts  reißen  können,  denn  die  bürgerlichen
Pol i t iker : innen  und  Parte ien  vertreten  die  Interessen  der
Kapitalist:innenklasse  und  werden  es  nicht  zulassen,  dass  sie  durch
Enteignungen  ihrer  Betriebe  ihrer  Existenz  als  Klasse  beraubt  werden.

Wie kommen wir dahin?
Um  dieses  Ziel  zu  erreichen,  brauchen  wir  eine  internationale
Massenbewegung  bestehend  aus  Arbeiter:innen,  Jugendlichen  und
Unterdrückten,  die gemeinsam für eine bessere Zukunft  kämpfen wollen,
denn  der  Kapitalismus  lässt  sich  nicht  innerhalb  von  Staatsgrenzen
überwinden, da er selbst ein internationales System ist. Wir müssen uns da
organisieren, wo wir uns täglich aufhalten: in den Schulen, den Unis und den
Betrieben. Streiks dürfen dann nicht nur als ein symbolisches Mittel gesehen
werden oder nur als etwas, was Verbesserungen innerhalb des Kapitalismus



erkämpfen kann oder Angriffe gegen die Arbeiter:innenklasse abwehren soll,
sondern als ein Kampfmittel, was in Form eines politischen Generalstreiks
die Existenz der Kapitalist:innen angreift und ihnen die Möglichkeit nimmt,
Arbeiter:innen für ihren Profit auszubeuten.

Kein  Wunschzettel:  das  revolutionäre
Programm
Leider  ist  es  so,  dass  viele  Arbeiter:innen  aktuell  überhaupt  kein
Klassenbewusstsein haben. Sie sind zwar unzufrieden mit ihrer Situation,
aber  da  es  zurzeit  keine  starke  linke  Bewegung  gibt,  treibt  diese
Unzufriedenheit sie eher in die Hände der Rechtspopulist:innen wie der AfD.
Das Klassenbewusstsein ist jedoch notwendig, damit sie überhaupt in der
Lage sind,  um für ihr  objektives Klasseninteresse –  das Überwinden des
Kapitalismus – einzutreten. Um nicht einfach nur abstrakte Forderungen wie
„Wir wollen Sozialismus“ zu skandieren, müssen wir Übergangsforderungen
aufwerfen.  Diese  beziehen  sich  auf  aktuelle  Missstände  und  machen
Vorschläge, für die man auch im hier und jetzt schon konkret eintreten kann,
die aber auch die Systemfrage stellen. Auf diese Art und Weise knüpfen sie
einerseits an den persönlichen Umständen an, gegen die sich Arbeiter:innen
einsetzen wollen, können diese in Widerspruch mit dem aktuellen System
bringen, und können auch schon durch diese sehr konkreten Forderungen
den  Weg  zum  Sozialismus  aufzeigen.  Ein  Beispiel  für  eine  solche
Übergangsforderung  wäre  die  entschädigungslose  Enteignung  unter
Kontrolle  der  Arbeiter:innenklasse  und  Jugend  von  leerstehendem
Wohnraum,  welcher  nur  als  Spekulationsobjekt  bereit  steht,  und  die
kostenfreie  Unterbringung  von  Geflüchteten,  Obdachlosen  und  weiteren
Bedürftigen, wie zum Beispiel Betroffen von häusliche Gewalt. Würde sich
die  Weihnachtsgeschichte  heute  abspielen,  so  hätte  diese  Forderung
sicherlich auch Maria und Josef geholfen und das Christkind hätte nicht in
einer  Krippe  geboren  werden  müssen.  Die  Forderung  setzt  bei
verschiedensten  Missständen  an  und  bringt  sie  alle  unter  einen  Hut,
außerdem  stellt  man  sich  die  Frage,  warum  eigentlich  die  gemeinen
Immobilieneigentümer lieber die Mietpreise in die Höhe schießen lassen,
anstatt den Wohnraum freizugeben: eine Kernfrage des Systems. Die Lösung



wird  ebenso  präsentiert  und  damit  aufgezeigt,  dass  nur  die
Arbeiter:innenklasse für eine gerechte Verteilung von Wohunraum sorgen
kann.  Diese  Übergangsforderungen  gilt  es  in  einem  revolutionären
Programm zusammen zu fassen und in die Arbeiter:innenklasse herein zu
tragen.  Gute  Ansätze  liefern  hier  zum  Beispiel  bereits  bestehende
Arbeitskämpfe,  aber  auch  bei  sozialen  Bewegungen ist  das  möglich  und
notwendig.  Wichtig  ist  aber  auch,  dass  jede:r  Einzelne  von  uns  sich
organisiert.  Damit  hat  leider  der  Wunsch einer  gerechteren  Gesellschaft
weniger etwas von einem Weihnachtsgeschenk, was man einfach bekommt,
sondern  viel  mehr  von  einem  Neujahrsvorsatz,  wofür  wir  aktiv  werden
müssen.  Also:  Die Weihnachtstage gut überstehen,  vielleicht  sogar etwas
Energie tanken, und dann ran an’s Werk!

Es  sind  nicht  wir  die,  die
behindert  sind,  sondern  der
Kapitalismus, der uns behindert!
Wir verstehen den Begriff Behinderung* nicht als
medizinische  Kategorie,  wie  es  die  in  kapitalistischen  Gesellschaften
geläufige
Begriffsverwendung ist (deshalb immer das Sternchen * dahinter). Unserer
Ansicht nach ist niemand behindert, sondern Menschen werden behindert
gemacht.
Eine Behinderung* entsteht also nicht als Strafe Gottes, als Laune der Natur
oder aufgrund biologischer Defizite sondern durch gesellschaftliche
Ausschlusspraktiken.  Kapitalistische  Gesellschaften  verfolgen  nicht  den
Zweck,
allen Menschen auf der Basis ihrer individuellen Bedürfnisse ein gutes Leben
zu
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ermöglichen,  sondern  möglichst  schnell  möglichst  viel  Profit  zu
erwirtschaften.
Sie versuchen sich deshalb also nicht an besondere Bedürfnisse anzupassen
sondern unprofitable Elemente zu selektieren.

Ihren grausamsten Ausdruck fand diese kapitalistische Praxis
im  Nationalsozialismus,  in  dem  sogenanntes  „lebensunwertes  Leben“
planmäßig
ausgelöscht  wurde.  Doch  auch  nach  1945  wurden  Menschen  mit
Behinderung*  zwar  nicht
mehr systematisch ermordet, waren aber weiterhin ähnlichen
Aussonderungsmechanismen unterworfen. Weiterhin wurde ihnen jegliches
Recht auf
Selbstbestimmung aberkannt. Unter schlimmsten Bedingungen wurden sie
abseits
der  Gesellschaft  in  Heime  und  andere  Institutionen  gesperrt,  in  denen
lediglich
das totale Gesetz der Heimleitung galt. Diese Institutionen definieren die
Grenzen,  die  Menschen mit  Behinderung* von gesellschaftlicher Teilhabe
abhalten.
Insbesondere Frauen mit Behinderung* leiden unter dieser Entrechtung, da
sie in
dieser Situation noch häufiger Opfer sexueller Gewalt werden.

Durch die Selbstorganisation von Menschen mit Behinderung*
und politische Kämpfe konnten bis heute erhebliche Verbesserungen für die
Lebensbedingungen  von  Menschen  mit  Behinderung  erkämpft  werden.
Dennoch  gilt  im
Kapitalismus  weiterhin  die  Verwertungslogik,  die  Behinderung  als
medizinisches
Problem versteht. Wenn überhaupt nach Lösungen gesucht werden, dann
lediglich
medinizinisch-technische. Sattdessen braucht ein gesellschaftlich-gemachtes
Problem auch gesellschaftliche Lösungen.

In einer Zeit der Krise und damit verbundenen



Sparprogrammen, sind Menschen mit  Behinderung* die ersten,  die unter
Kürzungen
im  Sozial-,  Gesundheits-  und  Bildungsbereich  leiden  müssen.  Die
Kürzungspolitik
von Regierungen auf der ganzen Welt wird zur „Hexenjagt“ gegen jene, die
als
„zu krank zum arbeiten“ betrachtet werden und keine eigene Stimme in
Politik
oder  Mainstreammedien  haben.  Menschen  mit  Behinderung*  sind
systematisch  dazu
gezwungen, niedrigere Gehälter und schlechtere Positionen in Konzernen zu
akzeptieren. So weigern sich private Firmen auch dagegen Arbeiter_Innen
mit
mentalen Beschwerden oder körperlichen Einschränkungen – die nicht selten
aus
ihrer Arbeit heraus entstehen – zu unterstützen. Im Gegenteil versuchen die
Bosse diese Einschränkungen noch als Entschuldigung dafür zu nutzen, sie
mehr
auszubeuten  als  andere.  Nicht  einmal  ein  Anspruch  auf  den  gesetzlich
garantierten
Mindestlohn wird ihnen zugesprochen.

Aber auch außerhalb der Arbeitsstätten sind Menschen mit
Behinderungen*  andauernder  Diskriminierungen  und  Einschränkungen
unterworfen.  Der
öffentliche Nahverkehr und öffentliche Plätze sind oft nicht für sie ohne die
Hilfe  anderer  zugänglich.  Wenn  nicht  das,  dann  sind  Menschen  mit
Behinderung*
oft  von  sozialer  Ausgrenzung,  Vorurteilen,  Mobbing  oder  sogar  der
Aufhebung
grundlegender  Menschenrechte  betroffen.  Das  trifft  besonders  auf
halbkoloniale
Länder  wie  zB.  Indien  zu,  in  denen  Menschen  mit  Behinderung*  am
absoluten Rand
der Gesellschaft leben und nur mit Hilfe der Familie oder als Bettler_Innen



auf
der Straße überleben können. Dort wo es keinerlei oder wenig staatliche
Unterstützung für jene gibt, die sich am wenigsten selbst helfen können, wird
diese Aufgabe meistens den Frauen aus der Familie aufgebürdet. Doch
Behinderungen*  sind  nicht  die  Angelegenheit  des_der  Einzelnen  –
insbesondere  da
viele von ihnen direkt oder indirekt aus der kapitalistischen Ausbeutung,
Stress,
gefährlichen  Arbeitsplätzen,  einem  unzureichenden  Gesundheitssystem,
ungesunder
Ernährung  oder  Hunger  erwachsen.  Gegen  die  Diskriminierung  und
Entrechtung  von
Menschen  mit  Behinderung*  vorzugehen  ist  daher  ein  elementarer
Bestandteil  des
Klassenkampfes!

Revolution fordert deshalb:

Gleiche Bezahlung und die
Überwachung der Löhne durch Arbeiter_Innenkomitees!
Zurücknahme aller Kürzungen
und  für  den  massiven  Ausbau  von  Sozial-,  Gesundheits-  und
Bildungswesen.
Bezahlt durch die Besteuerung der Reichen.
Umfassende finanzielle
Hilfe durch den Staat. Niemand sollte ein_e Gefangene_r des eigenen
Heims
aufgrund körperlicher Behinderung sein.
Bessere Arbeitsbedingungen
für  Pflegepersonal,  um Überarbeitung und das  damit  verbundene
Leiden der zu
Betreuenden und deren Familie zu verhindern.
Überwachung der
Arbeitsbedingungen  in  den  Betrieben,  sowie  der  Pflege  von
Menschen  mit  Behinderung,



durch  Komitees  der  Betroffenen  und  die  Organisationen  der
Arbeiter_Innenklasse!
Für das Recht von Menschen
mit  Behinderung  Caucuse  in  den  Organisat ionen  der
Arbeiter_Innenklasse  zu
gründen.
Schluss mit jeder Form der
Diskriminierung, insbesondere mit reaktionären und religiösen Ideen,
dass
Behinderungen  eine  Bestrafung  oder  eine  Art  moralischer  „Test“
wären!

Schämt  euch,  ihr  (geistigen)
Brandstifter_Innen!

Verfassungsschutz  gegen  Jugend  gegen  Rassismus  Sachsen  –
Verfassungsschutz  ruft  zum  Boykott  antirassistischer  Aktionen  auf  und
verschickt  Hetzbriefe  an  sächsische  Schulen

Mit  diesem  Fax  versucht  der  sächsische  Verfassungsschutz  Jugendliche
weiter in die Arme
ihrer braunen Geldempfänger_Innen zu treiben:

Während Häuser brennen, Menschen pogromartig durch die Straßen gehetzt
werden wie in Bautzen, ganze Stadtviertel mit Terror überzogen werden und
antirassistische Aktivist_Innen auf offener Straße niedergestochen werden,
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fällt dem sächsischen Verfassungsschutz nichts besseres ein, als diejenigen
zu  kriminalisieren  und  öffentlich  zu  brandmarken,  die  sich  gegen  die
rassistischen und faschistischen Gewalttaten und Massenmobilisierungen zu
organisieren  versuchen  um  dagegen  Widerstand  zu  leisten!So  gibt  der
Verfassungsschutzbericht für Sachsen 2015 bekannt, dass sie PEgIdA und
die  AfD  nicht  überwachen  müssen,  weil  sie  keine  “extremistischen”
Bestrebungen feststellen konnten. Die Realität zeigt, dass Pegida und auch
die  AfD  in  Sachsen  und  Thüringen  regelmäßige  Massendemonstrationen
organisiert hat, von denen fast jedes Mal Gewalt ausging. Ständige Angriffe
auf Journalist_Innen, der Großangriff auf Connewitz am 11.01.16 sind nur
zwei  Beispiele  für  das  Gefahrenpotenzial  dieser  Bewegungen.  Teilweise
werden diese Bündnisse sogar von Faschisten angeführt. So sitzen Bekannte
Nazikader wie Enrico Böhm (NPD) oder Marcus Johnke (Legida) in den Orga-
Kreisen der  Demonstrationen.  NPD,  Die  Rechte  und der  III.  Weg,  sowie
einige rechtsradikale Hooligan-Vereinigungen stellen die ersten Reihen bei
den  Gida-Demonstrationen  in  Sachsen  und  Thüringen.  Die  AfD  forderte
währenddessen den Schießbefehl  gegen Geflüchtete an den Grenzen und
beflügelte  die  braune  Pest  in  ihrem  Tatendrang  Andersdenkende  offen
anzugreifen! Ein weiteres Zeichen dafür, dass wir uns im Kampf gegen die
neue Qualität  der  rassistischen Bewegung nicht  auf  den Staat  verlassen
dürfen.

Auf  der  anderen  Seite  stehen  einige  wenige  Jugendliche,  die  sich
zusammengeschlossen haben,  um genau dagegen etwas zu unternehmen.
Jugendliche  die  gemeinsam  mit  Geflüchteten  kämpfen,  um  mit  klaren
Forderungen  ihre  Lebenssituation  zu  verbessern  und  entschiedene
Gegenwehr zu organisieren. “Jugend gegen Rassismus” ist ein Bündnis aus
Schüler_Innen und unabhängigen Jugendorganisationen, die begriffen haben,
dass Forderungen wie das Recht auf freie Wohnungswahl für Geflüchtete, die
Abschaffung  der  Residenzpflicht  oder  die  Aufnahme der  Geflüchteten  in
Gewerkschaften mit der Organisierung der Jugendlichen und Arbeiter_Innen
im Betrieb,  der Uni und vor allem in der Schule miteinander verbunden
werden müssen. Dafür hat das Bündnis “Jugend Gegen Rassismus” Ende Mai
verkündet,  dass  es  am  29.  September  einen  weiteren  bundesweiten
Aktionstag  gegen  Rassismus  geben  wird.  Mit  Streiks,  Demonstrationen,



Kundgebungen,  Soli-Aktionen  und  Veranstaltungen  haben  wir  versucht
Jugendlichen eine Kampfperspektive gegen die rassistische Welle, dort wo
sie sich tagtäglich bewegen, zu geben. Deshalb wurde öffentlich angekündigt
dafür an den Schulen aktiv zu werben.

Dies  ist  dem  Verfassungsschutz  in  Sachsen  sauer  aufgestoßen  und  so
verfasste dieser besagtes Fax, welches über die sächsische Bildungszentrale
an  nahezu  alle  Leipziger  und  Dresdner  Schulen  geschickt  wurde.  Die
Reaktionen fielen dann auch ähnlich aus. JgR- Aktivist_Innen wurden von
Lehrkräften  beiseite  genommen  und  “verhört”,  Tadel  und  Schulverweise
wurden teilweise allein für die Entgegennahme eines Flyers angedroht und
an mehreren Schulen fanden Sonderkurse zum Thema “Linksextremismus”
statt.  JgR-Kontakte  an  manchen  Schulen  berichteten  dass  es  selten
Infoveranstaltungen  zu  Rassismus  gegeben  hat,  sich  die  zentrale
Bildungsstelle  aber  massiv  für  den  Kampf  gegen  die  ´fiesen´
Linksextremisten  eingesetzt  habe.  Auch  in  Dresden  wurde  die
Hetzpropaganda des sächsischen Verfassungsschutz an Schulen geschickt

An diesem Beispiel sehen wir deutlich, dass der Staat kein Interesse am
Kampf gegen Rechts hat. Vielmehr profitiert der Staat vom Rassismus, also
der Spaltung unserer Klasse in Staatsbürger_Innen und entrechtete nicht –
Staatsbürger_Innen, wobei antirassistische und antikapitalistische Losungen
dazu dienen, diese vom Staat geschaffenen Trennlinien zu überwinden und
damit den Weg in eine neue – eine bessere – Gesellschaft zu ebnen. Für uns
ist dies nur durch den bewussten Bruch mit der nationalstaatlichen Spaltung
möglich. Dem stellen wir unsere internationale Solidarität und die Forderung
nach vollen Staatsbürger_Innenrechten für alle entgegen!

Dies  versteht  der  Staat  als  Widerspruch  zur  sogenannten  “Freiheitlich
demokratischen Grundordnung”, während Hitler-Grüße und Hetzjagden auf
Geflüchtete vom VS heruntergespielt werden, um den Widerstand gegen die
faschistische  Bedrohung  zu  verunglimpfen  und  als  verfassungsfeindlich
darstellen zu können. Wir und auch die Genoss_Innen von Jugend gegen
Rassismus Sachsen werden uns von dieser braunen Schmierkampagne nicht
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abhalten lassen gegen Rassismus auf die Straße zu gehen. Das zu tun ist es
was  im  Angesicht  der  dauernden  Gefahrenlage  die  Pflicht  aller
fortschrittlichen und linken Kräfte  ist.  Den Kampf  gegen jede Form von
Chauvinismus in jeden Winkel der Gesellschaft zu tragen!

Wir werden auch weiterhin an Schulen und Universitäten Für den Kampf
gegen diese braune Suppe werben!

Daher lauten unsere Forderungen:
– Zerschlagt den Verfassungsschutz und alle Geheimdienste!
– Schluss mit der Isolation der Bewegung! Für eine Solidarisierung mit den
Geflüchteten  und  einen  gemeinsamen  Kampf  aller  Jugendlichen,
Gewerkschaften,  radikaler  Linker,  antirassistischer  Arbeiter_innen,  der
LINKEN  und  SPD.
– Leistet Widerstand! Bildet antirassistische Aktionskomitees an der Schule,
dem Betrieb,  im eigenen Viertel  oder Dorf,  die auch Informationen über
Naziaktivitäten sammeln, um im Falle von
Naziangriffen oder Abschiebungen nicht allein zu sein – Nur so können wir
konsequenten Widerstand gegen die täglichen rassistischen Angriffe leisten
– Kämpft gegen die 80 Cent Jobs für Geflüchtete – Für den gemeinsamen
Kampf um einen flächendeckenden Mindestlohn! Für die Rücknahme aller
rassistischen Asylgesetze, wie dem Integrationsgesetz!

Kampf dem Rassismus, bedeutet Kampf dem Staat – wir dürfen uns nicht
spalten lassen! Wenn du in Sachsen lebst,  etwas gegen die Scheiße hier
unternehmen willst,  dir aber die Leute oder der Plan dafür fehlen, dann
schreib uns an! Wir sind in Leipzig und Dresden vertreten und dort finden
wöchentlich offene Treffen statt. Auch in anderen Orten Sachsens sind wir
um den Aufbau antirassistischer Strukturen bemüht, also melde dich. Du bist
nicht allein!

Ein Artikel von Revolution Leipzig.



Nach  den  Wahlen:  Den  Kampf
gegen Rassismus organisieren!
Der  September  war  der  letzte  Wahlmonat  dieses  Jahres,  somit  eine
Wasserstandsmeldung für das Bundestagswahljahr 2017. In Mecklenburg-
Vorpommern, Niedersachsen und Berlin fanden im Wochentakt zu Landtags-,
Kommunal- und Abgeordnetenhauswahlen statt. Hierbei ist ein eindeutiger
Wahlsieger zu erkennen – die AfD.  Aber bevor wir  ausführlicher auf  die
Aussagen  die  diese  drei  Wahlen  gegeben  haben  eingehen  können,  hier
nochmal die Zahlen:

In Mecklenburg-Vorpommern fand die Wahl am 4. September statt. Hierbei
schafften es vier Parteien in den Landtag. Als stärkste Kraft zieht dort die
SPD  mit  30,6%  ein,  das  bedeutet  einen  Verlust  von  5%-Punkten  zur
vorherigen Wahl. Die AfD schafft es hier beim ersten Wahlantritt sofort auf
den zweiten Platz mit 20,8%. Die CDU danach mit 19%, das sind 4% weniger
als 2011. Und als vierte Kraft die Linkspartei mit 13,2%, somit 5,2% weniger.
Die NPD, zuletzt genannt, verpasst den Einzug ins Parlament. Bei 3% und
einem Stimmenverlust von ebenfalls 3% verliert die NPD nicht nur die Hälfte
ihrer Stimmen vermutlich an die AfD, sondern auch ihren letzten Sitz in
einem  Landtag.  Insgesamt  kam  es  hier  zu  einer  Zunahme  der
Wahlbeteiligung  von  51,5%  im  Jahr  2011  zu  61,6%.

Am 11. September wurde in Niedersachsen gewählt. Auch hier kam es zu
einer leichten Zunahme der Wahlbeteiligung von 52,5% auf 55,5%. Auf Platz
ein liegt hier die CDU mit 34,4%, 2,6% weniger als 2011. Die SPD auf Platz 2
mit 31,2%, 3,7% weniger. Weit dahinter kommen die Grünen mit 10,9%, das
ist ein Minus von 3,4% und die AfD mit 7,8%. Die Partei die Linke schließt
mit 3,3% ab, somit 0,9% Zugewinn.

Am vergangenen Sonntag, dem 18. September wurde, dann auch in Berlin
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gewählt.  Hier  zeigt  sich  am  drastischsten  die  Zerfaserung  des
Parteienwesens. Die SPD bleibt stärkste Kraft mit schwachen 21,6% (-6,7%).
Der WDR-Moderator Jörg Schönenborn gab dazu bekannt: „Noch nie in der
Geschichte  der  Bundesrepublik  hat  eine  stärkste  Partei  so  wenig
Prozentpunkte erhalten wie die SPD mit 23%.“ Auf Platz zwei folgt die CDU,
die  nachdem  sich  die  Grünen  als  effektivere  „Law  and  Order“-Partei
herausstellten,  ihr  bisher  schwächstes  Wahlergebnis  hervorgebracht  habt
mit 17,6% (-5,7%). Danach kommt die Linkspartei mit 15,6% (+3,9%), die
Grünen mit 15,2% (-2,4%). Die AfD schafft es auch hier auf 14,2%. Und selbst
die FDP bleibt uns nicht erspart, sondern kommt auf 6,7% (+4,9%). Kleine
Anmerkung am Rande: Die Piratenpartei hat es hierbei in die falsche Urne
geschafft. Mit 1,7% Punkten und einem Minus von 7,2% zur Vorwahl hat
diese Partei  einen recht unrühmlichen Platz  auf  dem Scheiterhaufen der
Geschichte reserviert. Auch hier ist ein Anstieg bei der Wahlbeteiligung zu
verzeichnen. Von 60,2% in 2011 zu 66,9%.

Was drücken die Wahlergebnisse aus?

Diese  drei  Wahlen  zeigen  uns  eines  sehr  direkt!  Die  neue  Qualität  der
rassistischen Bewegung beginnt Ausmaße anzunehmen, die sich hier deutlich
in den Wahlergebnissen widerspiegeln. Wir haben es mit einer deutlichen
Verschiebung des Kräfteverhältnisses im ideologischen Klassenkampf zu tun,
das  sich  auch  auf  die  Einflussspielräume  von  kleinen  linken  Gruppen
auswirken kann. So haben die bürgerlichen Arbeiter_Innenparteien SPD und
die Linke in den drei Wahlen gemeinsam im Durchschnitt circa 5,26%-Punkte
pro Bundesland verloren. Während es die AfD im Durchschnitt auf ein Plus
von 14,26% schaffte.  Diese Verschiebung zeigt sich auch deutlich in der
Wähler_Innenwanderungen.

Dies  ist  kein  Zufall.  So  ist  die  AfD  eine  Ausgeburt  der  seit  2007/08
andauernden historischen Krise des kapitalistischen Weltsystems. In Zuge
dessen  die  Verdrängungsängste  zum  Einen  in  den  sogenannten
mittelständischen Schichten des Bürgertums zunehmen. So traten weite Teile
der Mittelstands- und Wirtschaftsvereinigung der CDU/CSU aus dieser Partei
aus,  da  sie  ihre  Interessen  nicht  mehr  ausreichend  von  der  historisch



gewachsenen führenden Partei der Bourgeoisie vertreten sahen. Die AfD gab
ihnen hierbei Wahlversprechen die ihnen eine Politik nationaler Schutzzölle
vor internationalen Monopolkonzernen bieten sollte. Zum Anderen fischte sie
auf in den vom Abstieg bedrohten Schichten des Kleinbürger_Innentums und
den ärmsten Schichten der Arbeiter_Innenklasse über rassistische Hetze. Mit
den  reaktionärsten  Wahlversprechen  zur  gewaltsamen  Lösung  der
sogenannten  Geflüchtetenkrise,  wie  mit  Schießbefehlen  an  Grenzen.

Hierbei  haben  wir  es  jedoch  nicht  nur  mit  einer  Zerfaserung  der
Parteienlandschaft unter den bürgerlichen Parteien zu tun. Nein. Auch die
bürgerlichen Arbeiter_Innenparteien  wie  SPD und die  Linke  haben stark
eingebüßt. Bürgerliche Arbeiter_Innenparteien sind dabei jene die sich in
ihrer  Politik  hinter  das  Privateigentum an  Produktionsmitteln  und  somit
hinter das kapitalistische System stellen, in ihrer Zusammensetzung jedoch
mehrheitlich  aus  Arbeiter_Innen  bestehen,  die  zum Teil  auch  eine  gute
betriebliche und gewerkschaftliche Verankerung aufweisen. Sie sind somit
der organische Ausdruck der sogenannten Arbeiter_Innenaristrokratie. Dies
hat gleich mehrere Gründe. Zum einen haben wir es in Deutschland mit
einem  schleichenden  beziehungsweise  verzögerten  Einbruch  der
internationalen Krise zu tun. Dies liegt zum einen an den frühen Angriffen
auf die Arbeiter_Innen mit der Einführung der Agenda 2010 im Jahr 2003.
Hierbei  fanden  massive  Angriffe  auf  soziale  Errungenschaften  durch  die
Erhöhung des Renteneintrittsalters, der Ausweitung der Leiharbeit und der
Einführung der Hartz-Gesetze statt.  Ebenfalls wurde zu Beginn der Krise
versucht eben jene Krisenlasten auf die inner-europäischen Halbkolonien,
wie Griechenland, abzuwälzen, während die BRD mit Exportüberschüssen
glänzte.  In  Zuge  dessen  haben  wir  europaweit  aufstrebende  rechte
Bewegungen  gehabt.  Mit  der  Geflüchtetenkrise  zeigte  sich  eben  jener
internationaler Charakter der Krise nochmals deutlich. Zum anderen haben
wir es im Zuge der Agenda-Gesetze und der Krise mit einer Verschiebung
innerhalb der Klasse der Lohnabhängigen zu tun. Mit einer zunehmenden
Deklassierung.  Folge  dessen  war  ein  Anstieg  der  parlamentarisch-
unterrepräsentierten Teile  der  Klasse.  Jene für  die  keine Zugeständnisse
über das Modell der Sozialpartner_Innenschaft und durch Reformen im Zuge
der  Krise  möglich  sind.  Da  soziale  Verelendung  nicht  automatisch  das



Bewusstsein  nach  links  treibt,  sind  viele  in  die  Arme  rechter
Rattenfänger_Innen gelaufen. Somit ist die aktuelle Stärke der AfD ebenfalls
Ausdruck des Fehlens einer revolutionären Führung der Arbeiter_Innen.

Deutlich zeigt sich dieses Problem nochmal anhand der Geflüchtetenkrise:
Die SPD war an der regelmäßigen Asylrechtsverschärfung beteiligt, über ihre
Regierungsbeteiligung  und  die  fehlenden  Mobilisierungen  in  den
Gewerkschaften. Die Linke hat, da wo sie an der Regierung ist, ähnliches
getan. Ebenfalls ist sie im inneren stark gespalten in der Frage des Kampfes
gegen Rassismus. Hier sammelt sich eine Palette von Positionen. So wollen
die einen mehr auf die AfD-Wähler_Innen zugehen, die anderen die Einheit
der Demokrat_Innen und wiederum andere eine hauptsächliche Rückkehr auf
die soziale Frage, da sie Rassismus als reines Folgeproblem verstehen. (Hier
m e h r  d a z u :
http://www.onesolutionrevolution.de/allgemein/reaktionen-zum-afd-wahlsieg-
wohin-geht-die-linkspartei/)

Nicht nur wählen, sondern den antirassistischen Kampf organisieren!

In  den  Wahlen  haben  wir  zur  kritischen  Wahlunterstützung  der  Linken
aufgerufen.  Da  wir  die  Kampfbedingungen  unter  einer  bürgerlichen
Arbeiter_Innenregierung für die Klasse für besser gegeben ansehen und uns
im sich hierbei  ausdrückenden Kräfteverhältnis nicht enthalten.  Ebenfalls
zwingt die Regierungsmacht eben jene Parteien, die wir als falsche Führung
der  Klasse  ansehen,  ihre  Forderungen  umzusetzen,  um  somit  ihre
klassenversöhnlicherische  Politik  zu  entlarven.  Ebenfalls  erleichtert  sich
hierbei  die  Aufforderung  nach  einem gemeinsamen  Kampf,  da  rund  um
Wahlen eine Steigerung von politischen Interesse erkennbar ist. Diese hat
sich deutlich im allgemeinen Anstieg der Wahlbeteiligung ausgedrückt, leider
nicht immer zum „Guten“!

Die Notwendigkeit zeigt sich hierzu deutlicher denn je! Was wir brauchen ist
eine  antirassistische  Einheitsfront,  eine  gemeinsamen Mobilisierung  aller
Kräfte  die  sich  auf  die  Arbeiter_Innen,  Jugend,  Migrant_Innen  und
gesellschaftlich unterdrückten Kräfte stützen. Solch eine Mobilisierung bietet



eine kämpferische Perspektive gegen die AfD, den aufkommenden Rassismus
und die Auswirkung der anhaltenden Krise über den Gang zur Wahlurne
hinaus.

Am Donnerstag, dem 29. September wollen wir eben solch eine Perspektive
beim bundesweit stattfindenden antirassistischen Schulstreik-Aktionstag des
Bündnisses Jugend gegen Rassismus, von dem wir eine Mitgliedsorganisation
sind, bieten. Also kommt mit uns auf die Straße und organisiert euch mit uns
im Kampf gegen die neue rechte Bewegung!

VON WILHELM SCHULZ

Austritt aus der Revolutionären
Linken  (in  [solid']  )  –  aber
warum?
Entwicklung der Revolutionären Linken (RL)

Anfang Juli 2015 gründete sich in der linksjugend [solid‘] die RL, die den
Anspruch  hatte,  für  eine  klassenkämpferische  Jugendorganisation
einzutreten. Eine Jugendorganisation, die in der Lage ist den Kapitalismus zu
stürzen. Da einige unserer Mitglieder, die vormals in der [solid‘] Fulda aktiv
waren, schon ein Jahr zuvor versucht hatten eine revolutionäre Fraktion zu
gründen, waren wir über die Gründung und die Dynamik der RL sehr erfreut.
Dieser Schritt war bitter nötig, weil [solid‘] einem sozialistischen Anspruch
bei  weitem  nicht  gerecht  wurde.  Dafür  sorgen  proimperialistische
Antideutsche, eine reformistische Führung und ein linker Flügel,  welcher
sich zwar „Revolution“ auf die Fahnen schreibt, aber praktisch bestenfalls
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zentristische (SAV,Funke) oder gar offen reformistische Politik (BAK AuF)
macht. Um die vergangenen und aktuellen Klassenkämpfe zu verarbeiten und
eine Anleitung zum Handeln zu geben braucht es ein Programm. Genau das
wollten wir mit Anträgen bei den Treffen der RL in Hamburg, wo seitens der
SAV ein zweiseitiger Wisch als Programm verkauft werden sollte, und beim
zweiten Treffen in Dortmund versuchen. Dort wurden unsere entsprechenden
Anträge mit der Begründung, es brauche „Bewegung“ und kein Programm
abgelehnt.  Auch  unsere  Bemühungen  eine  demokratische  Grundlage
innerhalb  der  RL  in  Form  eines  Statuts  zu  schaffen  wurde  abgelehnt.
Paradoxerweise wurde anschließend ein Koordinierungskreis, also eine nicht-
demokratisch legitimierte Leitung, gewählt.

In  den  letzten  Monaten  gab  es  außerdem  keine  zahlenmäßige  oder
aktionistische Weiterentwicklung der RL.  Zwar gab es am 18.  Dezember
einen bundesweiten Aktionstag,  dieser  ging allerdings nicht  über die  RL
hinaus.  Andere  Gruppen  oder  gar  unorganisierte  Einzelpersonen
einzubinden,  wurde  nicht  einmal  versucht.  Man  beging  also  genau  die
Fehler,  die  jetzt  fälschlicherweise  an  Jugend  gegen  Rassismus  kritisiert
werden.

Jugend gegen Rassismus (JgR)

Ende März gab es ein weiteres Treffen der RL. Das Thema war hauptsächlich
die über Deutschland hereinbrechende rassistische Welle. Für uns ist das
natürlich untrennbar verknüpft mit der Frage: „Was tun gegen Rassismus?“
Eine  Beteiligung  der  RL  an  dem  dynamischsten,  bundesweiten
Antirassismusbündnis „Jugend gegen Rassismus“ schien uns der beste Weg
für die RL an dem Aufbau einer Gegenbewegung mitzuwirken. Unser Antrag
einer  Beteiligung  der  RL  an  JgR  wurde  allerdings  bis  auf  wenige
Gegenstimmen abgelehnt,  obwohl  bundesweit  mittlerweile  Teile  der  SAV
„Jugend gegen Rassismus“ unterstützen. Die Argumente waren, man wolle
keine Bewegung von oben erzwingen, soziale Forderungen fehlten und die
Massen  seien  nicht  bereit  mit  Forderungen  wie  „Offene  Grenzen“  oder
„Selbstverteidigung gegen rassistische Angriffe“ konfrontiert zu werden. Mit
einer solchen opportunistischen Argumentation sich einer Einheitsfront zu



verweigern, ist schon ziemlich sektiererisch. Vor allem wenn man bedenkt,
dass die SAV keinen Alternativvorschlag vorstellte.

Auch  das  „Argument“,  dass  JgR  keine  unorganisierten  Jugendlichen
ansprechen würde, ist lächerlich. Dass „Jugend gegen Rassismus“ gerade
vom Refugee Schul- und Unistreik (RSUS) ins Leben gerufen wurde, an dem
sich viele unorganisierte Jugendliche beteiligen, die soziale Fragen sehr wohl
Beachtung findet und das Bewusstsein der Massen mit den entsprechenden
Forderungen gehoben werden muss,  sah die Mehrheit  der RL nicht.  Der
wahre Grund für diese Blamage war viel eher, dass die SAV, die die RL
dominiert,  kein  Projekt  unterstützen  möchte,  bei  welchem sie  nicht  die
Führung innehat. Der Aufbau der eigenen Vorfeldstruktur wurde hier über
die objektive Notwendigkeit des Aufbaus eines antirassistischen Bündnisses,
welche die Keimform einer antirassistischen Bewegung sein kann, gestellt.

Der Bundeskongress 2016

Der Bundeskongress von solid (BuKo) ist offiziell das höchste demokratische
Gremium  in  solid.  Faktisch  kann  sich  der  Kongress  in  die  Reihe  von
Kongressen  einreihen,  auf  denen  irgendwas  beschlossen  wird,  das  aber
faktisch keine Auswirkungen hat, nichtmal für die eigene Organisation. Der
linke Flügel macht was er will und ihm ist egal, was der rechte beschlossen
hat. Andersrum gilt dasselbe. Dass ein nicht unbedeutender Teil von solid
vollkommen ignoriert was beim BuKo passiert, drückt sich auch im BuKo
selbst aus. Nur 190 von 250 Delegierten, sprich 74 %,[1] kamen und das
trotz der Möglichkeit bei Krankheit, etc. Ersatzdelegierte zu schicken. Auch
der Funke, der Teil der RL ist, kritisiert, dass der BuKo keine Auswirkungen
auf  die  Arbeit  in  den  Ortsgruppen  und  Landsverbänden  hat:  „Viele
Beschlüsse des höchsten Gremiums verschwinden oftmals in der Schublade –
wodurch  die  Frage  nach  dem  Sinn  und  Zweck  von  Bundeskongressen
provoziert werden kann.“[1]

Dass die RL ohne Programm und Statut innerhalb solid nicht fraktionsfähig
sein kann, sah man dann während wie auch nach dem BuKo. Während ein
Genosse,  den  man  getrost  als  Linken  in  der  RL  bezeichnen  kann,  von



„gemischten Gefühlen“ spricht, tobt auf Facebook ein Kampf zwischen der
SAV und dem Funken, wie man sich zu Sexarbeit verhält. Von Diskussion
nach  innen,  Geschlossenheit  nach  außen,  wie  es  für  leninistische
Organisationen  üblich  ist,  sah  man  nichts.

Dank eines Leaks mit dem Hashtag #NuernbergPapers ist uns bekannt, dass
auf dem BuKo über JgR etwas beschlossen wurde und AntiDs dem wohl
zustimmen wollten. Jedoch können wir, trotzdem wir teilweise zum jetzigen
Zeitpunkt  noch  Mitglieder  von  solid  sind,  nicht  nachvollziehen,  wie  das
eigentlich  ausgegangen ist.  Grund dafür  ist,  dass  wir  keinen Zugang zu
Protokollen  des  höchsten  demokratischen  Entscheidungsgremiums  haben
und auch noch nie hatten. Damit sollte alles zum BuKo gesagt sein.

Taktiken und Positionen

Ein weiterer Grund für das Stagnieren des Aufbaus der RL sind taktische
Fehler.  Auf  der  letzten Versammlung der RL wurde klar,  dass sie  unter
keinen Umständen mit der SPD zusammenarbeiten will, weil die SAV diese
als bürgerliche Partei  charakterisiert.  Das ist  aber aus unserer Sicht ein
grober Fehler, welcher taktische Folgen mit sich bringt. Die SPD ist eine
bürgerliche  Arbeiter_Innenpartei.  Die  Führung  macht  zwar  Politik  im
Interesse der Bourgeoisie, aber ihre soziale Basis ist historisch und aktuell
die Arbeiter_Innenklasse. Dies lässt sich auch einfach an ihrer Stärke in den
DGB-Gewerkschaften,  die  sicher  keine  gelben  Gewerkschaften  sind,
feststellen.

Die Illusionen der Arbeiter_Innenklasse in den Reformismus, wie auch ihr
reformistisches Bewusstsein, kann nur durch gemeinsame Aktionen wie einer
Einheitsfront mit JgR gebrochen werden. In dieser können Revolutionär_Inne
durch eigenständige Propaganda und Kritik an der Führung aufzeigen, dass
Diese  einer  fortschrittlichen  Bewegung  in  Wege  steht.  Darüber  hinaus,
können  revolutionäres  Bewusstsein,  wie  auch  der  Einfluss  von
Revolutionär_Innen,  in  der  Klasse  gestärkt  werden.

Gleichzeitig  verhält  sich  die  RL  auch  sektiererisch  gegenüber  anderen
linksradikalen  Organisationen,  was  ihre  Weigerung  „Jugend  gegen



Rassismus“ aufzubauen zeigt. Dieses Sektierertum geht Hand in Hand mit
einer  opportunistischen Politik  gegenüber  der  LINKEN und [solid‘].  Hier
steckt man tief in den Strukturen, ohne einen offenen Kampf um die Führung
zu  führen.  Echter  Entrismus,  wie  Trotzki  ihn  sich  als  Taktik  für
Revolutionär_Inne in  reformistischen Parteien vorstellte,  um einen linken
Flügel wegzubrechen oder die Partei zu übernehmen, sieht anders aus.

Weiter bleibt die RL auf zentristischen Positionen hängen. Die Weigerung
sich ein Programm zu geben ist ein deutlicher Indikator dafür. Brennende
Forderungen, die es gerade seit dem massiven Aufkommen der Rassist_Innen
und den verstärkten Flüchtlingsbewegungen seit Mitte 2015 braucht, werden
nicht genannt. Dazu gehört, das keine offenen Grenzen gefordert werden und
auch dem Aufbau von Selbstschutz keine Notwendigkeit zugesprochen wird.

Für eine revolutionäre Jugendorganisation!

Die  sich  anbahnende Krise  und der  katastrophale  Rechtsruck  in  Europa
machen die Notwendigkeit der Jugend eine einheitliche und revolutionäre
Führung  zu  geben  überdeutlich.  Wir  müssen  endlich  die  aktuelle
Führungskrise überwinden und uns für die kommenden Kämpfe wappnen!
Dazu braucht es eine sozialistische Organisation mit einem klaren Programm,
einem lebendigen  demokratischen  Innenleben  und  einheitlichen  Aktionen
nach außen. Gerade im Rahmen unserer Intervention in [solid‘] und der RL
hat sich gezeigt, das keine dieser Strukturen in der Lage sind sich zu so einer
Organisation zu entwickeln und die momentane Führungskrise der Jugend
als auch der Klasse der Lohnabhängigen als Ganzes zu lösen. Schade auch,
dass die SAV die Diskussion, wie eine solche Führung zu schaffen ist, nicht
mehr mit uns weiter führen möchte. Dies zeigt sich dadurch, dass sie zum
Beispiel Anträge innerhalb der RL durchboxte, die Programmdiskussionen
auch  auf  kommenden  Treffen  unterbinden.  Die  SAV  zeigt  dadurch
hervorragend, was sie von der reformistischen Bürokratie in der Linkspartei
gelernt hat: bürokratische Manöver.

Ein Austritt unsererseits aus der RL und eine Konzentration auf die eigene
Arbeit ist somit mehr als gerechtfertigt. Natürlich arbeiten wir gerne auch in



Zukunft  mit  linken Teilen  von [solid‘]  und der  SAV zusammen,  um eine
größere Aktionseinheit wie auch Gruppen übergreifende
Diskussionen innerhalb der Linken zu schaffen. Eine organisatorische Einheit
ist allerdings nicht mehr gerechtfertigt. Unser eigentliches Ziel, nämlich den
linken  Flügel  in  [solid‘]  organisatorisch  auf  die  notwendigen
Auseinandersetzungen  mit  der  rechten  Führung  bis  hin  zum  Bruch
vorzubereiten, haben wir nicht erreicht. Trotzdem war unsere Arbeit nicht
umsonst: Wir haben eine klare Kritik am Reformismus von [solid‘] und dem
Zentrismus  der  RL  und  der  SAV  formuliert.  Darüber  hinaus  haben  wir
REVOLUTION  deutschlandweit  bekannter  gemacht,  Kontakte  herstellen
können und einige Mitglieder in Fulda und Bonn dazu gewonnen. In Fulda
wurde im Juni 2015 aus der solid-Gruppe eine sehr aktive REVOLUTION
Ortsgruppe, die sich in einer konservativen 60.000 Einwohner_Innenstadt
länger als sämtliche andere Jugendorganisationen links der Jungen Union
halten konnte und kann.

[1] „Rückblick auf den Bundeskongress 2016“, Der Funke

Revolutionäre
Jugendinternationale  –  Welche
Organisation  braucht  die
Jugend?

Sozialistenkongress  –  1907  in
Stuttgart

http://www.derfunke.de/index.php/rubriken/jugend/1954-rueckblick-auf-den-bundeskongress-2016-der-linksjugend-solid
http://www.onesolutionrevolution.de/wp-content/uploads/2016/07/ac3v1a7z.jpg
https://onesolutionrevolution.de/revolutionare-jugendinternationale-welche-organisation-braucht-die-jugend/
https://onesolutionrevolution.de/revolutionare-jugendinternationale-welche-organisation-braucht-die-jugend/
https://onesolutionrevolution.de/revolutionare-jugendinternationale-welche-organisation-braucht-die-jugend/
https://onesolutionrevolution.de/revolutionare-jugendinternationale-welche-organisation-braucht-die-jugend/
http://www.onesolutionrevolution.de/wp-content/uploads/2013/04/zweite-Internationale1.jpg


Vor etwas mehr als 100 Jahren wurde die erste internationale revolutionäre
Jugendorganisation  gegründet.  Im  August  1907  versammelten  sich  21
Delegierte – junge Revolutionäre und Revolutionärinnen – aus 13 Staaten auf
dem  „Internationalen  Sozialistenkongress“  in  Stuttgart.  Das  war  die
Geburtsstunde der Sozialistischen Jugendinternationale. Am Ende des Jahres
1907 repräsentierte sie mehr als 60.000 Jugendliche.

Schon Ende des 19. Jahrhunderts hatten sich wiederholt starke sozialistische
Jugendorganisationen  –  besonders  in  Skandinavien,  in  Belgien  und  den
Niederlanden – gebildet. Doch diese ersten Erfahrungen und Entwicklungen
waren  noch  nicht  konstant  genug,  um eine  internationale  Koordinierung
aufzubauen.

Karl Liebknecht

Die Gründungsmitglieder der Jugendinternationale, um ihren ersten Sekretär
Karl Liebknecht, sahen jedoch klar die Notwendigkeit einer internationalen
revolutionären  Jugendorganisation.  Sie  ergab  sich  aus  der  Stellung  der
Jugend, ihrer speziellen Unterdrückung und dem internationalen Charakter
des Imperialismus. Die Jugend, damals wie heute, war nicht nur besonders
stark  ausgebeutet  in  der  Produktion,  hatte  nur  selten  Zugang  zu
Bildungseinrichtungen und kaum politische Rechte. Die Jugendlichen sollten
auch die Ersten sein, die in dem imperialistischen Krieg von 1914-1918 an
den  Fronten  des  Ersten  Weltkrieges  für  die  Interessen  „ihrer“
imperialistischen Nationen sterben sollten. Daher war, neben dem Kampf für
Bildung und Jugendschutz, vor allem der revolutionäre Antimilitarismus die
Grundlage der sozialistischen Jugendinternationale von 1907.

Doch in vielen europäischen Staaten musste sich die Jugend innerhalb der
sozialistischen  Bewegung  selbst  das  Recht  auf  eigene  Organe  und
Vertretungen  erkämpfen.  Der  reformistische  Flügel  in  der  Zweiten
Internat ionale ,  der  s ich  auf  e ine  entstehende  Schicht  von
GewerkschaftsbürokratInnen,  ParlamentarierInnen  und  hohe
ParteifunktionärInnen stützte, fürchtete sich vor der revolutionären Dynamik
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unabhängiger  Jugendverbände.  Der  Kampf  für  die  organisatorische
Unabhängigkeit  der Jugend war also von Beginn an auch ein Kampf des
linken, revolutionären Flügels der Arbeiterbewegung.

So beobachtete Lenin 1916, als sich die Konflikte unter den Eindrücken des
Krieges  weiter  verschärften:  „Es  kommt  oft  vor,  dass  Vertreter  der
Generation der Erwachsenen und Alten es nicht verstehen, in richtiger Weise
an die Jugend heranzutreten, die sich zwangsläufig auf anderen Wegen dem
Sozialismus nähert, nicht auf dem Wege, nicht in der Form, nicht in der
Situation wie ihre Väter. Das ist einer der Gründe, warum wir unbedingt für
die organisatorische Selbständigkeit  des Jugendverbandes eintreten, nicht
nur deshalb, weil die Opportunisten diese Selbständigkeit fürchten, sondern
auch dem Wesen der Sache nach. Denn ohne vollständige Selbständigkeit
wird die Jugend nicht imstande sein, sich zu guten Sozialisten zu entwickeln
und sich darauf vorzubereiten, den Sozialismus vorwärts zu führen.“

Der herannahende Krieg

Bereits  1907  waren  die  Vorzeichen  des  ersten  imperialistischen
Weltkrieges  zu  erkennen.  Alle  Staaten  vergrößerten  ihre
Tötungsmaschinerie, neue Technologien wie Luftwaffe und C-Waffen wurden
entwickelt.  Die  stehenden  Heere  wurden  vergrößert.  Eine  Welle  des
nationalen Chauvinismus ging durch die Völker Europas. Jede Kolonialfrage,
d.h.  die  Unterdrückung  anderer  Länder  und  Kontinente,  wurde  als
Existenzfrage der „eigenen Nation“ diskutiert. Die bürgerliche Intelligenz,
Pfaffen,  Adligen  wie  Großkapitalisten  bemühten  sich,  diese  Welle  des
Rassismus und reaktionärem Nationalismus zu  verbreiten,  um den Krieg
vorzubereiten.

Wichtige Adressat_innen dieser Ideologien waren auch die Arbeiter_innen
und die Jugend, also jene, die von den Herrschenden, von Monarchie und
Bourgeoisie,  in  den  Krieg  geschickt  werden  sollten.  So  sollte  der
internationalistische Widerstand gegen Krise, Verarmung und Krieg auf den
Amboss  der  kap i ta l i s t i s chen  Nat ion  ge leg t  werden .  D ie
Gewerkschaftsbürokrat_innen  und  die  reformistischen  Führer_innen  der
Zweiten  Internationale,  allen  voran  die  SPD,  ergriffen  schließlich  den

http://www.onesolutionrevolution.de/wp-content/uploads/2013/04/erster-Weltkrieg1.jpg


dazugehörigen Hammer, um ihn gegen die revolutionäre Arbeiterbewegung
zu schwingen. Dem unsicheren Ausgang der proletarischen Revolution zogen
sie die vermeintliche Sicherheit des imperialistischen Gemetzels vor.

Mit  der  Zeitschrift
„Jugendinternationale
“  a g i t i e r t e n  d i e
Revolutionär*innen
gegen den Krieg.

Wo die offiziellen Führer_innen versagten, war es die proletarische Jugend,
die am entschlossensten gegen den Militarismus vorging. Mehr und mehr
traten nicht für ihr „Vaterland“ ein, sondern für das Endes Krieges und das
Ende  der  sogenannten  „Burgfriedenspolitik“,  also  das  Aussetzen  jeder
Klassenaktion, um die Kriegsanstrengungen des „eigenen“ Landes nicht zu
gefährden. Die Jugend erkannte zunehmend, dass die Niederlage im Krieg
allemal das kleinere Übel war als der fortgesetzte Klassenfrieden. Sie warben
für politische Streiks, die Sabotage der Kriegsindustrie, den Massenstreik
gegen den Krieg. Die Aktion der Arbeiter_innen und der Jugend sollte in
einen revolutionären Sieg – wie in Russland 1917 – umgewandelt werden.

Nur durch den proletarischen Kampf, so die Jugendinternationale, konnten
Millionen  junger  Männer  vor  dem  imperialistischen  Massaker  geschützt
werden.  Der  reformistische  Teil  der  Sozialdemokratie  hingegen  trat  für
„Abrüstung“ und „Pazifismus“ ein, nur um in der entscheidenden Stunde, die
Kriegskredite  für  die  weitere  Aufrüstung  zu  unterstützen  und  zur
„Vaterlandsverteidigung“ aufzurufen.  Ihr  bürgerlicher  Pazifismus,  der  vor
allem die revolutionäre Gewalt fürchtete, wurde in der Stunde der Not zum
bürgerlichen Militarismus, der die reaktionäre Gewalt heiligte.

Die sozialistischen Jugendverbände argumentierten dafür die Waffen gegen
die Herrschenden zu richten, um den Krieg zu beenden. Die Reformisten
argumentierten dafür, die Waffen auf die Arbeiter_innen der anderen Länder
zu richten. Einen Zwischenweg konnte es nicht geben.

http://www.onesolutionrevolution.de/wp-content/uploads/2013/04/Jugendinternationale1.jpg


Die internationale Solidarität war daher für die Jugendinternationale keine
Phrase, sondern eine Praxis im Klassenkampf, die den jungen Genossinnen
und Genossen vermittelt werden sollte. So sagte Liebknecht auf dem zweiten
Kongress der JI, dass „die Erziehung der Jugend in diesem Geiste, […] eine
der wichtigsten Aufgaben des kämpfenden Proletariats, und die selbständige
proletarische  Jugendbewegung  […]  das  wirksamste  Mittel  zu  dieser
Erziehung“  sei.

Die  Jugendorganisationen  wollten  also  der  Jugend  den  Sozialismus
vermitteln.  Ihre  Kämpfe  um  demokratische  Rechte,  Bildung  und
Jugendschutz  sollten mit  den Kämpfen des Proletariats  zusammengeführt
werden. Nur mit einem revolutionären Programm, Seite an Seite mit der
Arbeiterklasse,  war  diese  Auseinandersetzung  denkbar.  Nur  so  war  der
Widerstand gegen die Kapitalist_innen und ihren Staat möglich.

Die  Reaktion der  herrschenden Eliten war eine weitere  Verstärkung der
Repression. So war es Jugendlichen unter 18 Jahren ab 1908 im deutschen
Kaiserreich untersagt, sich politisch zu betätigen, auf Demonstrationen zu
gehen oder an Versammlungen teilzunehmen.  Der Kampf um die Jugend
durch  die  Jugendorganisationen  ( in  Deutschland  FJO-  Freie
Jugendorganisation) fand illegal statt.  Die bürgerlich-reaktionäre Ordnung
wollte,  noch  weniger  als  die  Reformist_innen,  keine  selbständigen
Jugendverbände.  Für  sie  war  die  Jugend  Befehlsempfänger,  billige
Arbeitskraft  und  künftiges  Kanonenfutter  –  und  sollte  es  gefälligst  auch
bleiben.

Sozialdemokratische Verräter und revolutionäre Jugend

Beginn  des  ersten  Weltkrieges:
Noch herrscht  Euphorie  und die
rechte Sozialdemokratie tut alles,
um ihr „Vaterland“ zu verteidigen.
Doch die linke Jugend, wehrt sich
gegen diesen Verrat!
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1914, mit dem Beginn des zweiten Weltkrieges, verrieten die Führer Zweiten
Internationale alles, wofür die Arbeiterbewegung bisher gekämpft hatte. Mit
der Einberufung von Millionen
Proletarier_innen und Jugendlicher in den imperialistischen Krieg wurden
auch die sozialistischen Jugendorganisationen vor die alles entscheidende
Frage der Zeit gestellt: Sozialchauvinismus der Rechten oder revolutionärer
Internationalismus der Linken?

So  erschienen  während  des  Krieges  15  Ausgaben  der  Zeitung  „Jugend-
Internationale“. In ihr nahmen die jungen Revolutionär_innen entschieden
Stellung  gegen  den  Verrat  der  „Vaterlandsverteidiger“  in  den
Arbeiterparteien.  Die Jugend hatte die  „internationale Solidarität“  anders
gelernt und verstanden. Ihre Konsequenz, war der Bruch mit der Zweiten
Internationale.  Große  Teile  der  Aktivist_innen  wurden  1919
Gründungsmitglieder der Kommunistischen Internationale.  In Deutschland
war  die  Jugend  ein  großer  Teil  des  Spartakusbundes  und  der  später
gegründeten KPD, in Russland lag der Altersdurchschnitt der Bolschewiki bei
Anfang 20.

Es war also die Jugend und ihre Entschlossenheit mit dem Reformismus zu
brechen, sowohl politisch, als auch organisatorisch, die den Grundstein für
neue revolutionäre Parteien in ganz Europa legte. So schrieb auch Lenin in
der  „Jugend-Internationale,  dass  „bei  dieser  Sachlage in  Europa […] der
Verbindung sozialistischer Jugendorganisationen die gewaltige und dankbare
– dafür aber auch schwerere – Aufgabe des Kampfes für den revolutionären
Internationalismus,  für den wahren Sozialismus,  gegen den herrschenden
Opportunismus,  der  sich  auf  die  Seite  der  imperialistischen  Bourgeoisie
geschlagen  hat“  zufalle.  Die  Spaltung  von  den  alten  Mutterparteien,
schwächte also den Reformismus, stärkte aber gleichzeitig die revolutionäre
Bewegung!

Krise, Armut, Krieg – altes Elend, neue Jugendinternationale!

REVOLUTION-Block  auf  einer
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ersten  Maidemonstration

Das imperialistische Staaten Jugendliche zum Militär einziehen, in den Krieg
schicken, um dort ihre Lebensgrundlage und Zukunft vernichten, ist auch
heute noch so. Eine der tiefsten Krisen des Kapitalismus bereitet eine neue
gesellschaftliche  Katastrophe  vor.  Das  was  für  eine  sozialistische
Gesellschaft  zu  einer  Errungenschaft  werden  würde,  wird  für  den
Kapitalismus zum Krisenauslöser – nämlich, dass er „zu viel“, „zu effektiv“
produziert. Die Lösung der Kapitalist_innen der einzelnen Nationen ist es
also…  möglichst  viel,  möglichst  effektiv  zu  zerstören.  Begonnen  wird
natürlich bei den sozialen Errungenschaften der Arbeiter_innenbewegung.
Gesundheitssysteme, Renten, Bildungseinrichtungen, Arbeitsrechte, Löhne,
allem, wofür wir für Jahrzehnte gekämpft haben, wird durch den die Angriffe
der Kapitalist_innen in Kürze vernichtet. All das ist Ausdruck dafür, dass der
Kapitalismus sich überlebt hat.

Während die internationale Umweltkatastrophe voranschreitet,  die
zu  einer  ernsten  Bedrohung  für  die  Menschheit  wird,  retten  die
kapitalistischen Staaten das Bank- und Industriekapital – auf Kosten
der Lohnabhängigen.
Während  von  der  Sicherheit  der  Weltbevölkerung  geredet  wird,
stürzt der „Krieg gegen den Terror“ immer breitere Teile der Welt in
Krieg und Elend, öffnet auch in den „demokratischen Nationen“ Tür
und Tor für… einen Krieg gegen die Arbeiter_innenbewegung.
Doch Demokratie lässt sich auch ohne Terror vernichten. Das zeigen
die  Kapi ta l i s t _ innen  anschaul ich  in  Europa ,  wo  e in
Technokratenregime – notfalls auch Faschisten, wie die Chrysi Avgi
in Griechenland – nach dem Anderen durch EZB, EU-Bürokratie und
IWF an die Macht gehievt werden.
Während  die  Regierungen  der  imperialistischen  Nationen  von
Abrüstung  reden  und  über  Schurkenstaaten  wie  den  Iran  oder
Nordkorea  krakeelen,  wird  hinter  den  Kulissen  aufgerüstet.  Die
Armeen  der  unterschiedl ichen  Nat ionen  werden  zur
Aufstandsbekämpfung mobilisiert, die USA versuchen verzweifelt mit
Kriegen  wie  im  Irak  oder  in  Afghanistan  ihre  militärische



Machtposition  zu  halten,  während  Nationen  wie  China  oder
Deutschland versuchen einen neuen Anlauf auf die „Neuaufteilung
der Welt“ zu nehmen, indem sie „ihren“ Kontinent unterwerfen, um
sich danach an die Unterwerfung der Welt zu machen.

Die Jugend ist und wird an vorderster Stelle von dieser Katastrophe
betroffen sein. Doch wir stehen auch an vorderster Stelle in dem Kampf,

diese  Katastrophe  abzuwenden.  Diktatoren  wie  Ben  Ali,  Gaddafi  oder
Mubarak wurden durch die Aufopferungsbereitschaft von uns Jugendlichen
gestürzt.  Bei den Generalstreiks in Südeuropa standen wir in den ersten
Reihen des Widerstands, überall auf der Welt waren die Bildungsproteste der
letzten  Jahre  auch  ein  Vorbild  für  radikalere  Streikaktionen  von
Arbeiter_innen.

Wir,  von  der  unabhängigen  internationalen  Jugendorganisation
REVOLUTION, wollen diese internationalen Kämpfe der Jugend zusammen
führen. Heute ist der Kampf für eine kommunistische Jugendinternationale
dringender denn je. Nach dem Vorbild von 1907 wollen wir die Jugend gegen
Imperialismus und Krieg zusammenbringen, wollen gegen die verbreiteten
libertären und reformistischen Ideologien unter der Jugend ankämpfen. Die
Erfahrungen der letzten Krisenjahre zeigen diese Notwendigkeit mit aller
Schärfe.

In  Griechenland  erleben  wir  eine  lang  anhaltende  revolutionäre
Krisenperiode, die die Frage der Machtergreifung der Arbeiterklasse auf die
Tagesordnung  stellt.  Doch  vor  die  Perspektive,  der  Bildung  einer
Arbeiterregierung gestellt, schrecken die reformistischen Führer_innen von
SYRIZA (wie auch die KKE und Antarsya) zurück. Die einen hoffen auf eine
Regierung  der  nationalen  Rettung,  die  anderen  weigern  sich  für  eine
Regierung der Arbeiterorganisationen, gestützt auf ein Programm, das mit
dem  Kapitalismus  bricht,  zu  kämpfen.  So  lähmen  sie  die  Kräfte  der
Lohnabhängigen  und  überlassen  die  Offensive  den  Imperialisten,  der
griechischen  Regierung  und  den  Faschisten.

In Frankreich war die „Parti de Gauche“, die Schwesterpartei der LINKEN,
euphorisch, als französische Truppen Ende letzten Jahres in Mali landeten,
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um nach den Worten des sozialdemokratischen Präsidenten Hollandes für die
Demokratie  zu  kämpfen  –  heißt  für  das  Recht  der  französischen
Kapitalist_innen, weiter die Rohstoffe in Mali auszubeuten. Doch der beste
Ausdruck für den Verrat des Reformismus ist, wie bereits 1914, die Politik
der SPD, die bürokratische Führung der Gewerkschaften, der die Linkspartei
keine grundsätzliche Alternative zu bieten vermag.

Während  die  ersten  beiden  sich  offen  zum  deutschen  Imperialismus
bekennen  –  so  stellte  sich  Anfang  diesen  Jahres  der  DGB-Vorsitzende
Sommer hinter die Bundeswehr und Ende letzten Jahres der IGM-Vorsitzende
Huber gegen den Widerstand der spanischen Arbeiterbewegung – glänzt die
Linkspartei dadurch, dass sie sich von links an die rechte Politik der SPD
heranschleichen  will.  Anstatt  ein  klares  antikapitalistisches  Programm
aufzustellen und den europaweiten Widerstand nicht nur auf Sonntagsreden
zu  predigen,  sondern  zu  organisieren,  verwaltet  sie  lieber  den
kapitalistischen Alltag mit. Dafür wurde sie auch, genau wie die SPD nach
der Agenda 2010, auf Landes-, wie auf Bundesebene abgestraft.

Wollen wir eine revolutionäre Alternative dazu aufstellen, müssen wir für die
Schaffung  einer  neuen  Jugendinternationale  eintreten.  Alle
Jugendorganisationen, alle Jugendlichen müssen mit den Organisationen der
Sozialdemokratie brechen, wollen sie wirklich für eine revolutionäre Politik
kämpfen.  So  kann,  auch  ein  Vorbild  für  die  klassenkämpferischen
Arbeiter_innen  geschaffen  werden,  die  noch  innerhalb  dieser  Parteien
verweilen.

Widerstand  braucht  Jugend.  Jugend braucht
Organisat ion.  Organis iere  dich  mit
REVOLUTION  für  den  Aufbau  einer  neuen
Jugendinternationale!

Aber  auch  alle  Jugendorganisationen,  alle  Jugendlichen,  die  sich  bereits
außerhalb dieser Organisationen befinden, können nicht darauf hoffen „nur
auf  lokaler  Ebene“  oder  in  „autonomer  Manier“  den  Widerstand  zu
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organisieren. Alle diejenigen, die wirklich für ein revolutionäres Programm
kämpfen wollen, die fordern wir dazu auf, für die gemeinsame Aktion, für
gemeinsame Absprachen, für eine neue kommunistische Jugendorganisation,
eine revolutionäre Jugendinternationale mit uns zu kämpfen!

Ein Artikel von Tobi Hansen und Georg Ismael, REVOLUTION Berlin

Who is Who?
Karl Marx (1818 –1883) und Friedrich Engels (1820 – 1895)

Diese  beiden  Theoretiker  und  Politiker  waren  mitentscheidend  für  die
E n t w i c k l u n g  d e s  S o z i a l i s m u s  u n d  d e r  i n t e r n a t i o n a l e n
ArbeiterInnenbewegung. In den berühmt-berüchtigten Marx-Engels Werken
legen  sie  eine  umfassende  und  wegweisende  Analyse  der  bürgerlichen
Gesellschaft, des Kapitalismus, vor. Eines ihrer Bekanntesten Werke ist das
1848 erschienene Kommunistische Manifest (Manifest der Kommunistischen
Partei), welches bis heute durch seine Aktualität und Gültigkeit besticht. Als
Akteure waren Marx und Engels im Bund der Kommunisten aktiv und an der
Gründung der 1.Internationale 1864 beteiligt.

In ihrer Analyse sind sie die Wegbereiter des historischen Materialismus, der
Analyse  der  Menschheitsgesellschaft  als  Klassengesellschaft.  In  ihrem
politischen Wirken haben Marx und Engels für die politische Organisierung
des  Proletariats  gekämpft,  für  die  Gründung  von  Arbeiterparteien.  Die
größten politischen Widersacher zu ihrer Zeit  waren die Anarchisten um
Bakunin,  die  die  politische  Organisierung  des  Proletariats  bis  heute
ablehnen.

I h r  L e b e n s w e r k  h a t  a l s  M a r x i s m u s  d i e  i n t e r n a t i o n a l e
ArbeiterInnenbewegung  geprägt,  als  Theorie  und  Analyse  des  Kampfes
gegen den Kapitalismus, für den gemeinsamen internationalen Kampf des
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Proletariats.  Der  Internationalismus  ist  ohne  Marx  und  Engels  nicht
vorstellbar, zusammen gefasst in dem berühmten Zitat des kommunistischen
Manifest: „Proletarier aller Länder, vereinigt euch!“

Wladimir Iljitsch Uljanow – genannt Lenin (1870 – 1924)

Wladimir Lenin war neben Marx & Engels, eine der bekanntesten Personen
der internationalen kommunistischen Bewegung. Als einer der bestimmenden
Politiker während der Oktoberrevolution (1917) ist sein Name untrennbar
mit der Gründung der Sowjetunion verbunden. Lenin war aktiv im Aufbau der
SDAPR (Sozialdemokratischen Arbeiterpartei Russlands) beteiligt, genau wie
am  Aufbau  der  Bolschewiki  („Mehrheitler“)  in  der  russischen
ArbeiterInnenbewegung. Zu seinen theoretischen Hauptwerken gehört “Was
tun”  aus  dem  Jahre  1902,  indem  Lenin  die  sozialistische  Partei  als
“Organisation der Berufsrevolutionäre” bestimmt – eine Partei  die darauf
ausgerichtet ist, den politischen und sozialen Kampf des Proletariats gegen
die Bourgeoise zu führen und zu gewinnen.

Nach dem Kriegseintritt der Parteien der 2. Internationale 1914 war Lenin
entscheidend  für  den  Kampf  um  das  revolutionäre,  antiimperialistische
Programm  (mit  dem  Werk  „Staat  und  Revolution“  1917 )  der
ArbeiterInnenbewegung – die Gründung kommunistischer Parteien und der
kommunistischen  Internationale  ist  untrennbar  verbunden  mit  den
Bolschewiki  und  dem  Wirken  Lenins.

Rosa Luxemburg (1871 – 1919) und Karl Liebknecht (1871 – 1919)

Luxemburg und Liebknecht waren die entschiedensten Vorkämpfer für den
revolutionären Sozialismus in Deutschland und in der 2.Internationale. Beide
kämpften gegen die Politik der deutschen SPD und der meisten Parteien der
2.Internationale,  die  den  1.  Weltkrieg  unterstützten.  Innerhalb  der  SPD
gehörten  beide  auch  vor  dem  1.Weltkrieg  dem  linken  Flügel  an,  Rosa
Luxemburg  war  dabei  die  Vorkämpferin  gegen  den  beginnenden
Reformismus von Fraktion und Parteispitze. Ihr Werk „Soziale Reform oder
Revolution“ (1899) war damals die Streitschrift gegen den rechten Flügel um



Eduard Bernstein.

Nach  dem  1.Weltkrieg  gründeten  Luxemburg  und  Liebknecht  den
„Spartakusbund“, den Vorläufer der am 1. Januar gegründeten KPD. Am 15.
Januar  wurden beide  Revolutionäre  von  faschistischen  Freikorps  getötet.
Zuvor hatten die SPD und die deutsche Bourgeoisie offen zu ihrem Mord
aufgerufen.

Lew Dawidowitsch Bronstein – genannt Leo Trotzki (1879 – 1940)

Zusammen mit Lenin gehörte Trotzki zu den schillernden und prägenden
Personen der Oktoberrevolution in Russland. Obwohl er lange Zeit nicht bei
den Bolschewiki aktiv war, sondern linken Gruppen der Menschewiki nahe
stand (Minderheit der SDAPR), schloss er sich 1917 wieder den Bolschewiki
an,  da  diese  als  einzige  Partei  den  sofortigen  Sturz  des  Kapitalismus
forderten. Wie in der Revolution von 1905 war Trotzki auch 1917 wieder
Vorsitzender  des  Petrograder  Sowjet  (Arbeiterrat)  und  bestimmte
zusammen  mit  Lenin  die  Taktik  der  Bolschewiki  in  dieser  Zeit.  Trotzki
übernahm  entscheidende  Positionen  in  der  sowjetischen  Räteregierung.
Zuerst  war  er  Kommissar  für  äußere  Angelegenheiten  und  führte  die
Friedensverhandlungen mit Deutschland in Brest Litovsk, später war er der
Organisator und Befehlshaber der Roten Armee im russischen Bürgerkrieg.

In der Sowjetunion kämpfte er  ab Mitte  der 20er-Jahre mit  der  „Linken
Opposition“ gegen die sich entwickelnde Bürokratie, später im Exil (ab 1929)
gegen  die  stalinistische  Degeneration  der  kommunistischen  Parteien.
Wichtige Werke wie „Die verratene Revolution“ (1936) und „Die permanente
Revolution“ (1929) zeigten die Degeneration der UdSSR auf und verteidigten
und entwickelten die revolutionäre Theorie des Marxismus-Leninismus nach
der Oktoberrevolution. Trotzki begründete 1938 die 4.  Internationale,  für
welche das „Übergangsprogramm“ und das „Manifest der 4.Internationale“
die Grundlagen bildeten.


